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Rainer Erbe

Überfällige 
Strukturreform

Die erfolglose Märzsitzung der 
Konzertierten Aktion im Ge­

sundheitswesen hat deutlich ge­
macht, daß in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) kein 
Ende der Beitragserhöhungen in 
Sicht ist. Daher ist nun der Staat ge­
fordert; gesetzliche Kostendämp­
fungsmaßnahmen sind zu erwar­
ten.

Die beiden Schwerpunkte, die 
sich gegenwärtig in der Kosten­
dämpfungsdiskussion abzeichnen, 
lassen für den geplagten Beitrags­
zahler jedoch Schlimmes befürch­
ten. Im Gespräch sind erstens Maß­
nahmen gegen die angeblich ko­
stentreibende Ärzteschwemme. 
Der Bundesarbeitsminister denkt 
an weitere Studienzugangsbe­
schränkungen und Prüfungsver­
schärfungen, in der SPD wird die 
„Zwangspensionierung“ von Kas­
senärzten gefordert. Mit solchen 
Bestrebungen sind die Sozialpoliti­
ker auf dem besten Wege, das mit­
telfristig wirksamste Kostendämp­
fungsinstrument, eine Stärkung des 
Wettbewerbs, aus der Hand zu 
legen.

Der zweite Schwerpunkt der ge­
genwärtigen Kostendämpfungs­
überlegungen zielt auf eine Auswei­

tung der Selbstbeteiligung. Die in 
diesem Bereich steckenden Spar- 
möglichkeiten werden von interes­
sierter Seite freilich systematisch 
überschätzt. Der größte Teil der 
Nachfrage nach Gesundheitslei­
stungen ist preisunelastisch. Dies 
hat auch der Bundesarbeitsminister 
erkannt und die Selbstbeteiligung 
an eine klare Voraussetzung ge­
knüpft: Sie muß kostendämpfend, 
nicht kostenverlagernd wirken. Da­
mit verbleibt ein quantitativ nur un­
bedeutendes Sparpotential, insbe­
sondere bei den Heil- und Hilfsmit­
teln. In der heutigen Situation muß 
es dennoch ausgeschöpft werden.

Insgesamt lenkt die Selbstbeteili­
gungsdiskussion jedoch eher von 
den eigentlichen Problemen der 
GKV ab. Entgegen einem häufig ge­
äußerten Vorurteil liegt das Haupt­
problem nicht in übersteigerten An­
sprüchen der Versicherten, son­
dern im Verhalten der Anbieter. Kei­
ne Reform, die an den Ursachen der 
Kostenexplosion ansetzen will, 
kann deshalb an der zentralen Rolle 
der Ärzteschaft und ihrer überra­
genden Marktmacht Vorbeigehen. 
Eine erprobte Arznei steht zur Ver­
fügung: mehr Wettbewerb! Sie kann 
von heute auf morgen eingesetzt 
werden.

Der Gesetzgeber müßte z.B. nur 
das von ihm selbst in der Reichsver­
sicherungsordnung festgeschriebe­
ne Monopol der Kassenärzte im 
ambulanten Bereich aufheben. Die 
strikte Trennung zwischen stationä­
rer und ambulanter Behandlung ist 
eine der seit langem bekannten ko­
stentreibenden Schwachstellen des 
Gesundheitssystems. Mittelfristig 
kann der Markteintritt einer wach­
senden Zahl junger Mediziner ein 
übriges zur Intensivierung des 
Preiswettbewerbs tun -  vorausge­
setzt der Staat verhindert wenig­
stens die Errichtung zusätzlicher 
Markteintrittsbarrieren. Langfristig 
könnten die Kassen -  sofern dann 
noch nötig -  die steigenden Ärzte­
zahlen auch zum Aufbau eigener 
Ambulatorien und Polykliniken nut­

zen, um die Preissetzungsmacht 
der heutigen Anbieter weiter einzu­
schränken.

Freilich wäre jeder marktwirt­
schaftlich orientierte Reformver­
such im Gesundheitswesen zum 
Scheitern verurteilt, wenn er den 
Anbietern die Möglichkeit ließe, 
weitgehend autonom über die nach­
gefragten Mengen zu entscheiden. 
Einen relativ bescheidenen Fort­
schritt könnte hier der seit langem 
geforderte Übergang vom Sachlei- 
stungs- zum Kostenerstattungs­
prinzip in der GKV bringen, das von 
den privaten Krankenversicherun­
gen mit gutem Erfolg praktiziert 
wird. Vermutlich noch wirkungsvol­
ler wäre eine Reform der ärztlichen 
Gebührenordnung, die den Anbie­
tern das Interesse an einer Men­
genmaximierung, insbesondere bei 
den technischen Leistungen, von 
vornherein nimmt. Zu denken wäre 
hier z.B. an ein Honorierungssy­
stem für freipraktizierende Ärzte, 
das sich an die bereits bis Ende der 
50er Jahre übliche Pauschalhono­
rierung anlehnt und von dem heute 
bis ins Extrem getriebenen Einzel­
leistungsnachweis abrückt.

Zu der überfälligen Strukturre­
form des Gesundheitswesens ge­
hört schließlich, daß die heute eher 
behäbigen Kassen zu einer wirksa­
men Vertretung der Interessen ihrer 
Beitragszahler ermuntert werden. 
Ein guter Anreiz wäre auch hier 
mehr Wettbewerb, d.h. den heute 
Zwangsversicherten müßte die freie 
Kassenwahl ermöglicht werden.

Es wäre allerdings vermessen, 
von den politisch Verantwortlichen 
die Kraft zu solch tiefgreifenden 
Veränderungen zu enwarten. Reali­
stischer scheint, daß die Sozialpoli­
tiker dem unseligen Vorbild der 
Agrarpolitik nacheifern werden: 
Statt die selbstgeschaffenen Ursa­
chen der Fehlentwicklungen zu be­
seitigen, wird mittels weiterer ord­
nungspolitischer Sündenfälle ver­
sucht, an den Symptomen zu kurie­
ren.
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